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Zweite Abtheilung.
Verwaltung des Landarmenwesens, fuwie der Stnats-Nebenfouds

und der Zwangserziehung uerwnhrloster Kinder.

Landarmen-Verwaltung.

Nach Maßgabe des Final-Abschlusseshaben die finanziellenErgebnisse der Rheinischen
Landarmen-Verwaltung in dem Zeitraum vom 1. April 1884 bis 31. März 1885 folgendes
Resultat geliefert:

Nl Einnahme.

Defekte ....................
Antheil an den Einnahmen der Rheinischen Deputation für das

Heimathwesen nach lj, 56 »es Gesetzesvom 8. Man 1871 ,
UnvorhergeseheneEinnahmen ans Erstattungen von Pflege, Porto

und Prozeßkusten ...............
Zuschuß aus Prouinzinlmitteln............

Ausgabe.
Nechmmgsderichtigungen ..............
Diäten und Reifetosten der Mitglieder der Rheinischen Deputation

für das ,heimot>noeseu .............
Beihülfen an uuuermogende Ortsarmen-Veroanoe auf <^!ruud de«

§. 36 des Gesetzes uom 8. Miliz 1871........
Zahlungen für landarme Personen an Ortsarineu-Aeroande und

Pflegeanstalten ................
Sumnie . ,

Abfchluß.
Die Einnahme betragt .... 574603 M. 08 Pf.

„ Ausgabe „ ... . 574 652 „ 68 „
Mithin ein Vorschuß uon . . 44 M. 60 Pf.

welcher dnrch einen Einnnhmereft in gleicher Höhe gedecktwird.
Von den »ud Nr. 3 aufgeführten Beihülfen entfallen auf:

den Kreis Adenau..........

Nach dem
Etat.

9M

7 800 -
515 800 ! -
594 500 —

! 500

13 000l^-

508 000
524 500 —

^n
Wirklichkeit.

10 52

757 >20

5 212! IN
568 628 ! 2«!
574 608 08

107

3 56?

16 081

554 877

«39

!20

09
574 652 68

1411 M.
Gemeinde Langenfeld

„ Virneburg
„ Antweiler
„ Barweiler.
„ Eichenbach,
„ Hummel

Saffen .
den Kreis Ahrw eiler . . .

50 M.
83 ,/

300 »
320 ,/
280 //
300 ,/
78 ,/

??0
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Gemeinde Oberzissen
Kirchsahr

den Kreis Neu mied , , ,
GemeindeOckenfels

Notscheid

350
400 „
500 „
250 „
200 „
820 „

1500 „
1^0 „
«72 „

!chenkcnschanz
Bönninghardt,

485
1800
166?

M.

1 150
51?

M,

2 378 M,

Breitscheid,
„ Dernbach ,

Döttesfeld,
Elüllff , ,

„ Oriefenbach
Windhagen

„ Dernbach ,
den Kreis (ileve und zwar der Gemeinde So

„ Mors „
„ „ Bitburg , ^ ^

GemeindeBcttingen ,
Waldhof-Fallenstein

den Kreis Prttm......
GemeindeSchmidt

Niedernttfeld ,
„ Stupach . .

Welchenhausen
„ Brandscheid ,
„ Gondenbrett ,

Krautscheid

den Kreis Saarburg - - - -
GemeindeGreimerath .

„ Valdringen ,
den Kreis Trier Land , - - -

Gemeinde Prostrath . .
Damflos . ,
Naurath . -

den Kreis St. Wendel , . - -
Gemeinde Dcimburg, .

Burglichtenberg

^u der Suinme zu p°8. 4 der Ausgaben sind mitenthalten die Kosten der Unterhaltung
der in den Provinzial-Irrenanstalten, den, Landarmenhaus und der Blindenanstalt untergebrachten
landarmen Personen; an die betreffendenAnstalten wurden gezahlt-

an die Prouinzial-Irrenanstalt
1 Andernach für 19 056 Pflegetage . , . . 18 956 M. 91 Pf.
2. Düren „21145 „ - - .^_^^2_^^0^

Zu übertragen 40 199 M. 51 Pf.
9"

Neberlrag
500 M.
270 „

770 M.

4 822 M.
M.

220 M.
290 „
280 „
130 „
365 „
688 „
400 „

100 M,
89 „

289 M.
125 „
350 „

189 M.

764 M.

1800 M.
300

1 500
M.
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Ueberlrng 40 199 M. 51 Pf.
3. Bonn für «156 Pflegetage . . . , 6196 „ «7 „
4. Grafenberg „ 19 003 „ .... 18969 „ 37 „
5. Merzig „ 23 812 ^^___ . . . . 23 839 „ 4? „

im Ganzen also für 89172 Pflegetage .... 89205 M. 02 Pf.
6. nn das Landarmenhaus zu Trier ..... 53 591 „ 84 „
7. an die Prouinzial-Blindenanstalt zu Düren. . 2 111 „ 43 „
Der NheinifcheLandarmenverband hat also . . 144 908 M. 29 Pf.

für die Verpflegung heimathloserPersonen in den Proviuzial-Anstalten vergütet, während die
Zahlungen an die Ortsarmenverbändeuud au fremde Anstalten 409 968 M. 80 Pf. betragen haben.

Die Kosten der Landarmen-Verwaltung sind gegen das Vorjahr um 23 501 M. gestiegen,
d. h. nm 4,26°/u, während die Steigerung von 1882/83 auf 1883/84 24 725 M. (4,69°/u) betrug.

Es ist naturgemäß, daß mit der wachsenden Bevölkerungauch die Armenkostensteigen;
es kann daher als richtiger Maßstab des Anwachsensdes Armenbndgets nur der Prozentsatz der
Kosten zur Bevölkerungzu Grnnde gelegt werden. Es haben die Landarmentostenbetragen:

im Jahre 1877 . 0,070 M. pro Kopf
„ „ 1882/83 . 0,125 „ „ „
„ „ 1883/84 . 0,129 „ „ „
„ „ 1884/85 . 0,133 „ „ „

Hiernach stellt sich nicht nur eiu absolutes Wachsen der Landarmenkostenheraus,
souderu es ergibt sich auch eine stetige ungesunde Steigerung vro Kopf der Bevölkerung. Diese
kann ihreu Grund uur haben in einer zunehmendenVerarmuug des Volkes oder in einer Ver¬
schiebung und unrichtigenVertheilung der Kosten der Armenpflege zwischendem Landarmenverbande
uud den Ortsarmenverbänden; nach den statistischen Mittheilungen scheint vorzugsweiseder letztere
Grund zuzutreffen.

In der Anlage 1? sind die Ortsarmenkostender Städte über 10 000 Einwohner für die
Jahre 187? uud 1888/84 zusammengestellt;es ergibt sich aus derselben,daß gezahlt wurden pro
Kopf der Bevölkerung

im Jahre 1877 . . . . 4 M. 28 Pf.
„ „ 1883/84 .... 4 „ 36 „

es ergab sich also eine Steigerung von 1,87°/«.
Dagegen wurden an dieselbenStädte folgende Landarmentostenerstattet:

im Jahre 1877 . .pro Kopf 10,8 Pf.
„ „ 1883/84 . . „ „ 14,7 „

es liegt also eine Steigerung von 36,1"/« vor, wobei die Kosten der in den Prouinzial-Anstalten
untergebrachtenPersonen aus diese» Städten nicht einmal mitgerechnetsind, desgleichennicht die
Kosten der Beihülfen und der Deputation für das Heimathwesen.

In noch viel höhcrem Maße sind die Landarmentostenin den Ortschaftenunter 10 000
Einwohnern gewachfen.

Für das Jahr 187? entfallen auf diese Ortschaften bei einer Gesammt - Einwohnerzahl
der Nheinprovinz von 3 910 018 2 801526 Einwohner, für dao Jahr 1883/84 bei einer
Gesammt-Eimvohnerzahlvon 4 244 859 2 961232 Einwohner.
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An ^andarmentosten wurden an diese Verbände erstattet (wobei ebenfalls die Anstalts¬
kosten :c. nicht mitgerechnetsind)

pro 1877 . 103 829 also pro Kopf 3,7 Pf.,
„ 1883/84 . 191333 „ „ „ 6,5 „

Die ^andarmenkostenhaben also eine Steigerung erfahren von 75,7°/»."°)
Dieses außerordentlicheWachsender Landarmenkostenhat seinen Grnnd iu den Mängeln

des Gesetzes, denn
1. es ist den Ortsarmeuuerbänden sehr leicht gemacht, möglichst viele Leute landarm

zu machen,z. B. durch frühzeitige und unnüthige Unterstützungenvor Erwerb eines
Unterstütznngswohnsitzes,durch Unterlassen der Unterstützung bis zum Verlust des
Unterstützungswohnsitzes,durch unrichtige und ungenaue Aufnahme der Aufenthalts-
verhältnisse:c.;

2. liegt die Gefahr für die Ortsarmenverbände, — namentlich auf dein Lande — fehr
nahe, die persönlichenVerhältnisseder Landarmen, deren Kostender Gemeinde nicht
zur Last fallen, nicht einer so genauen Untersuchung zu unterziehenund unter der
steten genaueil Kontrole zu halten, wie diejenigender Ortsannen; es werden daher
an Landarme vielfach zu hohe Unterstützungengezahlt.

Das einzige Mittel, sich gegen solche Mßbränche zn schützen, liegt für den Landarmen¬
verband darin, einmal die Armenpflegemöglichst direkt in eigenen Anstalten auszuüben, sodann
da, wo dies nicht möglich,die Verhältnisseder Unterstützung begehrendenPersonen an Ort nnd
Stelle durch seine eigenen Organe zu untersuchen.

Dieselbe Steigerung der Kosten, welche der RheinischeLandarmenverband zu verzeichnen
hatte, ist auch in den übrigen Preußischen Landarmenuerbänden beobachtet worden, wie die
Anlage 6 beweist; nur Pommern und Hannover haben im letzten Jahre ein Zurückgehen zu konstatiren.

Hiernach sind die Landarmenkostenvon 1877 bis 1883/84 gestiegen pro Kopf der
Bevölkerung

in der Provinz Sachfen nm ............ 34°/°
„ „ „ Brandenburg um .......... 36°/°
„ „ „ Pommern um ........... 44°/°
„ „ „ Posen um ............ 63°/°
„ „ „ Westfalen um ........... 70°/°
.. „ „ Schlesien excl. Vreslau um ....... 107°/«
„ dem RegierungsbezirkKassel um .......... 81°/°
„ „ „ Wiesbaden exkl. Frankfurt um . . . 132°/°
„ der Nheinprovinz um ....... - ..... 84"/»
„ „ Provinz Hannover um ........... 14?°/°
„ „ „ Schleswig-Holsteinnm ........ 131°/°

Das uerhältnihmäßig hohe Anwachsenin der Rheinprouinz hat noch einen besonderen
Grund in den sich mit jeden: )ahre mehrendenAusweisungen prenßischerStaatsangehöriger aus
Elsaß-Lothringenund Bayern, in welchen Staaten das Reichsgesetz über den Unterstützungswohnsitz
nicht gilt. Allein im Jahre 1884/85 sind von dem RheinischenLandarmen-Verbande und zwar
in dauernde und kostspielige Pflege übernommenworden:

ans Elsaß-Lothringen2? Familien,
„ Bayern 4 „

*) DnL Wachsender Ortsnrmentosten in den betreffenden Verbanden tonnte leider nicht festgestelltwerden.
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es sind dies Angehörig!,' des Preußischen Staates, loelche Jahrzehnte hindurch in den genannten
Staaten ihren Wohnsitz hatten, zum Theil sogar dort geboren waren, ohne Heimathsrechte zu
erwerben^ dieselben fielen bei Eintritt der Hülfsbedürftigkcitder Rheinprovinz zur Last, weil sie
vor langen fahren hier ihren letzten Unterftützuugswohusitzhatten, oder weil der letzte Unter-
stntzungswohnsitz nicht zu ermitteln war.

Bei der Rheinischen Deputation für das Heimathwesen zu .^öln waren in dem verflossenen
Rechnungsjahreim Ganzen 23 Klagen gegen den Rheinischen Mandarinen-Verbandanhängig, von
denen 3 Klagen von den klagendenOrtsarmen-Verbänden vor der Entscheidungwegen der Aus¬
sichtslosigkeit derselben auf ein günstiges Resultat zurückgezogen, 15 zu Gunsten und 2 zum Rach¬
theile des Laudarmen-Nerbandcsentschieden wurden, während 8 Klagen am Schlüssedes Berichts¬
jahres zu ciuer Entscheidungnicht gelangt waren.

In der zweitenInstanz sind bei dem Bnndesamte für das Heimathwesen10 Berufungen
anhängig gewesen und hatten davon 4 ein gnnstiges und 3 ein nngnnstigcs Resultat für den
Landarmen-Verband; über 3 Berufungen war am Schlüsse des Etatsjahres ein Urtheil noch
nicht ergangen.
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Durch das Gesetz über den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen wegen Uebertretnngen
vom 23. April 1883 sind auch die rheinischenPolizeibehörden ermächtigt worden, Geldstrafen
zn verhängen, und fließen diese Strafgelder gleichfalls den Polizei-Strafgelderfonds zu. Die
laufende» Strafgelder-Einnahmen entstandenalso aus gerichtlichen Erkenntnissen nnd polizeilichen
Strafverfüguugen und zwar wurden vereinnahmt:

Aachen .......
^odlcu^, linksrheinisch , ,

„ rechtsrheinisch . ,
,«oln (Hauptfonds) , . ,
Düsseldorf, rheinischrechttill,

„ landrechtlich, ,
Trier........

^unnne

n. Aus
gerichtlichen

Erkenntnissen,

13 450
18 5,8?

17 969
23 23!!

31 «29 ! 09
99 275 l 51

b. Aus
polizeilichen

Straf-
uerfügunssen.

19 469
18 «80
19 634 !
24 465 ,
37 900
12 798 !
44 719

177 667 55

32 920
32 268
19 634
42 434
61 139
12 798
75 748

1!
13
12
44
33
09
51

276 943 06

Nach einem Seitens der KöniglichenStaatsregicrnng dein letzten Prouinzial-Landtage
znr BegutachtungvorgelegtenGefetzeutwurfe,betreffenddie Kantongefängnissein der Nheinprovinz,
sollten die gerichtlich erkannten Strafgelder den Polizei-Stmfgelderfond« entzogen und von der
Staatskasse vereinnahmt werden. Der Proviuzial-Laudtag gab sein Gutachten dahin ab:

„^u Erwägung, daß die Verpflichtuugzur Beschaffungnnd Unterhaltung der Kcmton-
gcfängnisse und der Verpflegung der Gefangenen den rheinischenGemeinden nnter
irrthttmlicher Voraussetzung einer bereit« bestehenden gesetzlichenVerpflichtungdurch
die Allerhöchste Kabinewordrevom 8. November 1831 auferlegt wordeu ist; daß der
Bezug der Strafgelder in keinem Znfammenhange mit der uorgedachten Ver¬
pflichtungsteht;

daß diese überhaupt den wesentlichenTheil ihrer Bedeutungverlorenhat, nachdem
das Gesetz vom ^3. April 1883 den Gemeinden die durch die Festsetzung uud Voll¬
streckung der Polizeistreifenentstehenden Kosteil auferlegt hat;

daß die vom Staate jetzt zu überuehmendenKosten der Vollstreckuug der gericht¬
liche!! Strafe» »ach den bisherigen Erfahrungen erheblich geringer sein werden als
die Summe der Einnahmen, welche den Gemeinden entzogen werden sollen:

daß diese Entziehung um so schwerer empfunden werden wird, als eine große
Zahl der rheinifchen Gemeinden schon dnrch die Allsgaben für Nrmenzwecke hoch
belastet ist;

daß der vorliegendeGesctzeutwnrfiu sciuer jetzigen Fassung die Gemeindender Provinz erheblich
schädige und deshalb die Zustimmung des Vaudlageü nur mit der Maßgabe finden könnte, daß
die gerichtlichen Strafgelder der früheren Vestimmuugverbleiben."

Der Gefetzeutwurf wurde iudeh unverändert dem prenhifchenLandtage vorgelegt und
vom Abgeordnetenhaufeiu der Fassung der Regierungsvorlage angenommen.Nachdem im Herren-
Hause der die Strafgelder behandeludc §. 5 desselben gestrichenworden, hat die Königliche
Staatsregieruug ihre Vorlage zurückgezogen.
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Mit Rücksicht darauf, daß bei den Verhandlungen im Landtage der Monarchie nnrichtige
Gesichtspunkte hervorgetreten sind, hat der Provinzial-Verwaltnngsrath ein besonderes Referat
über jene für unsere Provinz wichtige Materie ausarbeiten laßen, auf welches hier verwiesen wird.

Entwrecheud der Bestimmung im §. 3 des Ministerial-Ürlasses vom 27. Dezember 1882,

betreffend di Bildung der Polizei-Strafgelderfonds wur-den vor Abschlnß des abgelanfenm Etats-
sabres die aus deniselben bei den einzelnen Fonds verbliebenen disponibel» Rechuungsuberschusse
e Rheinischen Provinzial-Hülfskasse als nene rentbare Anlage zur Verstärkung des Neservefonds

i,i Naar amen 4"/° Depositenscheine zugeführt und zwar- be> dein Pol.zei-^trafgelderfonds des
Reaierunasb«irks Aachen, bei den. rheinischrechtlichen und bei den, landrechtlichen Polizei-Straf-
gelderfonds des Regiernngsbezirks Düsseldorf je^ 500 M.; die sonstigen stattgehabtm Kapital¬
aulagen bei dem rheinischrechtlicheu Polizei-Strafgeldersonds es Regrernng ez.rts Dusseldorf nck
400 M und bei dem landrechtlichen Polizei-Strafgeldersonds desselben Bezirks »ä 1000 M.
bezweÄtm nnr die Wiederanlage zuri.ckgezahlter Anwrtifationsraten,

Das Kapitalvermögen des Polizei-Strafgelderfonds betrug mithin am Schlüsse des Etat¬
jahres 1834,85 bei dem Polizei-Ttrafgeldcrfonds

des Regierungsbezirks Aachen ......... «» «00 .'.'l.
Koblenz linksrheinisch .....120 000 „

„ rechtsrheinisch .... 69500 „
Köln (Hauptfonds) .....129 700 „
Düsseldorf rhcinifchrechtlich . . . 45 300 „

landrechtlich .... 84850 „
Trier........- - 134 500 „

oder zusammen . . 071850 M.

Hinsichtlich der in, Etatsjahre vom 1. April 1884 bis ultimu März 1685 gezahlten
Zuschüsse zu den Pflegekosten verlassener nnd verwaister Kinder ergibt sich das Nähere aus nach¬
stehender Zusammenstellung:

Bezeichnung des Fonds.

Mizeistrafgelderfonds de» Negierungsbeziris-
». Aachen ..........
b, Koblenz, linksrheinisch .....
«. „ rechtsrheinisch.....
<1. Köln (vnuptfonds) ......
«. Düsseldorf, rlieinischrechtlich . . ,
s. „ laudrechtlich ....
^. Trier..........

Summe ,

Zahl
der

verpflegte,!
Kinder.

610
38t
364,

113?
1430

488
781

5191

Bewilligter Zuschuß

pro Kind
und

Monat.

^ 4

18
5
8
4

U°lle Erstattung

,',

IN

Zumme,

^

34 363
35 734
22 015
45 74?
60 402
14 906
78 995

291 266 25

Betrag
der von den
Gemeinden
gezahlten

Pflegetosten.

62 170
86 259
35 638

104 023
119 456
51642
78 095

517 286 60

Demnach
blieben

ungedeckt.

^ ^

27 806
524

13 622
58 276
89 054
36 736

16
59
90
32
22
16

226 020 35
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In den Fällen, in welchen die baaren Auslagen der Gemeinden die vorstehend suk g.
bis l angegebenen Sätze pro Kind und Monat nicht erreichten, wurden nur die wirklichen Alisgaben
der Gemeinden erstattet.

Den Stadtgenieiude» Erkelenz und St. Wendel, welche den Besitz einer Anstalt zur
Aufnahme und Erziehung verlassener und verwaister Kinder nachgewiesen haben, wurde die
selbständige Verwendung der von ihren Insassen zu erlegenden Polizei- und Zuchtpolizei-Straf¬
gelder mit Rücksicht auf die Bestunmuug der pn». 7 des Ministerial-Nefkriuts vom 31. Dezember
1822, vom 1. April 1884 ab zugestanden.

Neben-Polizeistrafgelderfonds des Regierungsbezirks Köln.

Die Einnahmen dieses Fonds bestehend in den Zinsen des vorhandenen und im Berichts¬
jahre unverändert gebliebenen Kapitalvermögens aä 9600 M. beliefen sich auf 384 M. — Pf.

Hierzu der Bestand aus dem Etatsjahre 1883/84....... 12 „ 26 „

Summe . . 396 M. 26 Pf.
Hiervon sind an Zuschüsse»zu den Pflegekosten verlassener und verwaister

Kinder den betheiligten Gemeinden nach dem Satze von 45 Pf. pro Kind und
Monat gezahlt worden .................. 376 „ 70 „
so daß ein Bestaud verblieb von............... 19 M. 56 Pf.

Ehrenbreitsteiner Allgemeiner Armenfouds.

a. Einnahmen:

1. Bestand aus dem Etatsjahre 1883/84......... 186 M. 79 Pf.
2. Zinsen des Kapitalvermögens............1860 „ „
3. Von der Nassauischen Landesbant in Wiesbaden, Zinsen von dem

Autheile des Zehner'schen Legats, welcher bei Theilung des
rechtsrheinischen Theiles des ehemaligen Kurfürstenthums Trier
zwischen Preuhen und Nassau dem Herzoglich Nassauischen
Waisenfonds zugewiefen worden ist.......... ^78 „ 75 „

Summe . . 2125 M. 54 Pf.

d. Ausgaben:
1. An die Erben Iuliaune Zehner .... 143 M. 4? Pf.
2. Unterstützungen an Hülfsbedürftige aus den

berechtigten Gemeinden ...... 18 52 „ 50 „
Summe . . 1995 „ 9? „

Mithin verbleibt ein Bestand von . . 129 M. 5? Pf.
Das Kapitalvermögen des Fonds, welches im Berichtsjahre unverändert geblieben ist,

beträgt 46 500 M.
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199 Kinder

Zwangserziehung verwahrloster Kinder.

>m abgelaufenen Rechnungsjahr sind auf Mund des Gesetze» vom 13. März 1878
er - gegen 191 im Vorjahre und 213 in 1882/83 - zur Zwangserziehung über-

bis zu»l
. 179
, II
. 190

wiesen worden ^ ^ vorhergehendeEinlieferung sofort wieder
Von MM ^^ " °"' / , ^^^,. ,er betreffenden strafbarenHandlung fchon über

entlassen worden, der auf Grund des eitirten Gesetzes angeordnet
12 Jahre alt war, seme ""t" n gng M'tt ^ ^ ^ ,^ ^,^ ^. ^

w^rl^Kin^^ Optiker gehört.

31. März 1885 zur Einlieferung gekommen . , , ^ ^ einaeliefertwurden
dazu kommen i,n Vorjahre überwiesene, welche erst in 1884/8o erngelusert wmdm

sodaß im Berichtsjahre in, Ganzm ^ , . ^ ,^ehung genommenworden sind.
Kinder - gegen 189 m 1883/84 m ^ °W ^ g ^ ^^ ^ ^ ^,^ ^

Die Anlage « «"N nch " d, ^ g ^ ^^ ^^^ ,,,^
Negiernngsbezire un deren ^ ^'^^7,^,deuen ^hrgänge vertheilen.
Konfesstonen un eM'ch der Geburt ach ^^ ^^ ^^,^^ ^^^^ ^^^^,^

Darnach smd au " '«ym r ^^ ^^ ^ ^^ ^^^ ^^^ ^
nmstig sehr viele, aus de i K 's Km. ^ ^ RegierungsbezirkDüsseldorfallei.i mehr

aus dem ganzen ^« ^ ^ "^ ^^ ^^^ ,.^^ ^^^^
Kmder, ick °uo den andern 4 B z.r ^ ^,^ ^^ ^^ ^. ^^^^ „^ ^,

' t.^^^3 3" w^de Mä^z 1885 znr Zwangserziehung überwiesenen 1172^.
sämmtlichenfeit O °b ^ ^,^., Bezirke und Kreife vertheilen. Darnach kommen auf
Kmder stch aus d,e emz ^wn ^' g ^ ^^.,^^ ^^., ^r 7,7, Neuwied

57^e"" ^3 ^d ^chem",4 'vährend auf die gleiche
Anw"^ Aachen 2,0, Köln 2,24, Trier 2,3, Koblenz 3,09, Dusteldor,
3 ^3 und in der Provinz überhaupt 2,85 entfallen.

Au » Kreise Montjoie ist überhaupt noch kein Kind, aus 0 Krei,eu - - Malmedy,
Wittlich, Waldbroel, Wipperfürth, Meisenhenn mid Eleve - bis jetzt m.r ,e m, Kmd zur

^"^^m^"n Verschiedeuheiten auch zum größten Theil aus den wirthschaftlichen
Verbältnissender Kreist beruhen, so kann sich die provinzialständifche Verwaltung der Ue erzeugung

nicht minder auf eine ung^chmäßige Auslegung und Anwendung
durch die betheiligten Gerichts- und Verwaltungsbehörden zurück-

zuführen Md. ^ ^ U„gleichmähigkeitergibt sich aus einer vom KöniglichenMinisterium
des innern mitqetheilten,als Anlage X. beigefügtenNachweifungder vom 1. Oktober 1878 bis ^

31 V^z 188?innerhalb Preußens in Zwangserziehung untergebracht gewefenenKmder. Auf ^^
10 000 Einwohner kommen hiernach Zwangszöglinge

im RegierungsbezirkKassel. . 7,0 m Hannover ...... 2,8
in Frankfurt am Main ... 4,7 „ Brandenburg..... 2,7
„ Pommern...... 4,1 „ Posen ....... 2,6

4'
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in Schlesien...... 3,2 in Rheinprouinz , , , , 2,4
„ Schleswig-Holstein ! „.) „ Westfalen......2,3
„ mit Lanenburg s - - '" ^ Wcstpreußen..... 1,8
in, Regierungsbezirk Wiesbaden 3,2 „ Ostpreußen...... 1,5
in Stadt Berlin.....2,9 „ Hohenzollern-Sigmaringcn , 0,?
„ Sachsen .......2,9

Hiernach waren in Rheinland und Westfalen nahezu gleichviel, in nur 3 Verbänden proeentnal
weniger, in allen übrigen aber wehr Kinder als in jenen beiden Provinzen untergebracht.

Wie in den Vorjahren erfolgte die Vcrnrtheilung zur Zwangserziehung laut Anlage 1^.
auch im Berichtsjahre vorzugsweise wegen Vettrlns nnd Diebstahls, ,^n nicht wenigen Fallen
waren die Kinder von ihren Angehörigen zum Betteln und Dicbstahl — besonders zu Holz- uud
Feldfrevel angehalten worden; fast überall aber war die Verwahrlosung auf die ärmlichen Fnmilien-
uerhältnisse und die mangelhafte Fürsorge der Eltern für die Pflege und Erziehung der Kinder
zurückzuführen.

In 47 Fällen wurde die Zwangserziehnng von Seiten der Eltern gewünscht oder sogar
beantragt; 21 Kinder waren unehelich geboren, 7 waren Ganz-, 55 Halbwaisen, und 85 Kinder
hatten Stiefvater oder Stiefinntter,

Durch Vermittelung der bisher schon in dieser Hinsicht thätigen und einiger neu
gewonnenen katholischen Vincenz- nnd evangelischen Erziehungsvereine sowie verschiedener Pfarr¬
geistlichen hat auch im abgelaufenen ^ahre wieder eine Anzahl Kinder in Familienerziehung
gegeben werden tonnen, so daß sich am 31, März 1885 im Ganzen 194 Kinder — gegen 1^1
im Vorjahre — in Familicnvflege befunden haben. Die in Betreff der Familienerziehung bisher
gemachten Erfahrungen sind sehr befriedigende. Die Kinder sind meist auf dem Lande in gut
situirten Nckcrer- und Handwerkerfamilien untergebracht, und hat sich zwischen den Pflegceltern
und ihren Zöglingen fast überall ein recht inniges Verhältnis; herausgebildet.

In nur 4 Fällen haben Kinder wegen mangelhafter Führung, besonders wegen Neigung
znm Nmhertreiben, aus Familien- in Anstaltserziehung übernommen werden müssen.

Ohne ein endgültiges Urtheil über den Werth der Familienpflege jetzt fchon abzugeben,
wird dieselbe in vorsichtiger Weise und unter Zuziehung zuverlässiger Vermittler namentlich für
Mädchen weiter ausgedehnt; dieselbe ist die billigere und erleichtert außerdem die Unterbringung
und Ausbildung nach der Schulentlassung, indem manche Pflegeeltern gern bereit sind, ihre
Zöglinge auch über das schulpflichtige Alter hinaus zu behalte», oder wenigstens für deren Unter¬
bringung in Lehre oder Gesindedienst zu sorgen.

Wie viele Zöglinge in den einzelnen Erziehungsanstalten und durch Vermittelung
verschiedener Vcreiue beim Beginn des Berichtsjahres untergebracht waren, ferner, wie die neu
überwiefencn Kinder auf jeue Anstalten und Vereine vertheilt wurden und endlich, in welcher
Weife fämmtliche am Schluß des Rechnungsjahres vorhandenen Zöglinge untergebracht sind,
ergiebt sich aus der Anlage N. Zu letztgedachtem Zeitpunkte verblieben iu Summa 1014 Kinder

' — gegen 882 im Vorjahre — in Zwangserziehung, Von Zeit zu Zeit wird eine Anzahl der
in Anstalten und Familien zur Pflege uud Erziehung befindlichen Kinder sowohl, als auch der in
Lehre und Gesindedienst untergebrachten Zöglinge von dem Dirigenten der Abtheilung oder einem
hierzu besonders kommitlirten Beamten besucht.

Der Gesnndhcitszustnnd der Kinder war im Allgemeinen gut, und ist in mir wenigen
fchwerereu Krankheitsfällen die vorübergehende Aufnahme in ,<öospitalspflegc erforderlich gewesen.



29

>....'< 7 ^«^v — '> Anslalloffdgliiiae niw 2 Lehrlinge - und zwar

uei h« „gui , ocl o ,^ , ^ ' Qn^or^ davon waren 7 ns Anöland verzogenre p.

keine Führnngsberichte^'g^ngen ber 2^ n^r ^^ , ^ ^ ^^ ,^ ^^,^
,ncht zn erniittel'i, emer «°' " ^ Id.ote n, ^ ^ ^^ Berichtsjahres aus derBesserungsanstaltenansgenommenund II ,mo ei,i .,, ^

Zwangserzie^ent^ ^^^ ^ .^^ ^^,^ ^ , ^be wegen Diebstahls^ou ocn eniiam Landstreichernzu 4 Wochen Haft und
,., Madchen wegen gewerbsmäßiger

Unecht m " haft nt7"en'Nachhaft in genannter Anstalt verurtheilt und ein
Unzucht u 3 5 ^,„twendung von Gennßnütteln bestraft, das fünfte ,ener

^ " ^"u " ^ w's° wie eins der widmender mit wenig befriedigender Führung
^ Z v«ist^ Schw che aus der Zwangserziehungentlassen worden

>n N ricktswbre sind 12 Kinder - - inkl. 1 Lehrling - widerruflich, 39 Kinder

welcye uei ^ »<, >u.^ » , aceianet waren; dre andere Knaben ,md als unver-

^^3?:^^:.:?-M, i ^ - n^m ^^ ^ls

aus der schule «'tlasiener Zog^ng m ^, ^^ Dienststellen

^^rd:^^u^^ dieser ZbgUng. nämlich be. 52 ...abeu >md
8 Machen haben die Vincenzvereinel.nd Pfarrgeistlicheu die Lehrmeister:e. vernnttelt und d>e
Beaufsicktiaunqin dein neuen Verhältnis; übernommen.
öeaufstchtuM^ ^^^^ ^^^^ ^,^ Unterbringung ohne Zubilligung einer Entschädiguugan die
Lehrmeister; bei den übrigen ist ein ^ehr- oder Kleidergeldin Hohe von durchschnittlich 40 M.
pro Jahr vereinbart worden. . . .. ^ < ^.

^ie Mädchenwerden gewöhnlich ohne Bewährung emes Klerdcrgeldesuntergebracht; in
n.anchenFällen erhalten dieselben im ersten Jahre schon einen mäßigen Lobn.

Von Seiten einiger Lehrmeister wurde die Forderung gestellt, ihnen für dre Lehrlinge
die Veitrcw zu den Ortslrankenkassenaus Prouinzialmitteln zu erstatten. Da nun nach dies¬
bezüglichenErmittelungen die gu. Beiträge sich wesentlich hoher, stellen, als die bei Nichtver-
sichernng der "ehrlinge zu zahlendenKur- und Pflegekosten, wurde jenen Anträgen keine ^-olge
gegeben' vielmebr angeordnet, daß die ^ebrlinge, für welche in Xraukbeitsfälleudurch d,e Leln-
verträge hinreichend Fürsorge getroffen ist, auf Grund de« §. 3 .Une. 2 des Gesetzesvom
15. Juni 1883 von der Versicherungsusticht befreit werden.
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Kaut einer Ende l884 aufgestellte!! Rachweisungder bisher deu verschiedenen Gewerben
zugewiesenenZöglinge waren unuerhältnißmätzigviele als Schiniede-,Schreiner-, Bäcker-, Schneider¬
und besondersals Schuhmacherlehrlingeuntergebracht;dem letzteren Handwerk allein waren 26°/«
und den vorbenannten 5 Gewerben zusammen68°/» aller Lehrlinge überwiesen.

Diese Thatsache legte die Befürchtung nahe, daß mancher von jenen Knaben nach Ablauf
der Lehrzeitin dem erwähnten Berufe keine Beschäftigung finden möchte, und wurden deshalb
die Erziehungsanstaltenund Vereine unter Hinweis auf die als Anlage X. hier beigefügteNach-

H^H-^"'" Weisung ersucht,durch angemessene Belehrung, verbunden mit Veranschaulichungbei den am Orte
wohnendenHandwerksmeisterndahin zu wirken, daß sich die Zöglinge für die Folge mehr den
bisher noch wenig oder gar nicht berücksichtigten Gewerben zuwenden. Im Laufe des Berichts¬
jahres muhten 12 Knaben und 1 Mädchen vorübergehend aus Lehre oder Gesindedienstzurück¬
genommenweeden,nnd zwar einestheils wegen mangelhafterFührung — besonders wegen wieder¬
holten Entweichensund wegen Veruntreuung —, anderntheils wegen ungenügenderBeanlagung.
Die meisten dieser Zöglinge haben indessen bei erneuter Unterbringung — zum Theil in einem
andern Handwerk — ihre Lehrmeister zufriedengestellt. Alle übrigen in Lehre oder Gesindedienst
befindlichen Kinder haben sich im Allgemeinengut gehalten.

Mehrere Knaben haben bereits ihre Lehrzeit beendet; einige von diesen sind bei den
bisherigen Meistern als Gehülfen in Arbeit verblieben,die andern haben in der Heimath weiteres
Unterkommengefunden.

In Netreff eines Lehrlings wurde auf diesseitigenAntrag vom Vormundschaftsgericht
das Recht der Zwangserziehung bis zum vollendeten 18. Lebensjahre ausgedehnt, damit dein
Bestreben der Ungehörigen des Knaben, die Auflösung des Lehrvcrhältnisses aus eigennützigen
Motiven vorzeitig herbeizuführen,wirksam entgegengetreten werden kann.

Derartige Maßnahmen dürften weiterhin kaum mehr erforderlich werden, da inzwischen
durch die Gesetzesnovclle vom 28. Juni 1884 die Dauer der Zwangserziehung allgemein um
2 Jahre — vom 16. bis zum vollendeten18. Lebensjahre — verlängert worden ist und bis zu
letztgedachtemZeitpunkte die Lehrverhaltnissein der Regel ihr Ende erreichen.

Der Durchschnittsvflegeslltzpro Kind und Jahr hatte sich von 1882 bis Ende März 1884
von 260 auf 246 M. ermäßigen lassen.

In Folge der vermehrten Unterbringung von Kindern in Familien, sowie durch
Gewinnung neuer Anstalten und Vereine für die Aufnahme resp. Unterbringung verwahrloster
Kinder zu einem niedrigen Pflegesatz und endlich durch Herabsetzungdes bisherigen Pflegesatzes
einer größeren Anstalt um 48 M. hat sich der Durchschnittspflegefatznoch weiter erheblich
ermäßigen lassen, und zwar ist derselbe im Berichtsjahre um den Betrag von 28 M. 50 Pf.,
nämlich von 246 auf 222 M. 50 Pf. herunter gegangen. Infolgedessen betragen denn auch die
erwachsenen Gesammtkosten in 1884/85 nur rund 13 000 M. mehr als in 1883/84, obwohl am
Ende des Berichtsjahres 132 Kinder mehr in Zwangserziehung waren als am Schlüsse des
vorhergegangenenRechnungsjahres.

Die Anlage 0. weist nach, welche Pflegesätze zur Zeit a» die verschiedenen Anstalten
und Vereine gezahlt werden müssen; darnach betragen die Kosten pro Kind in Familienpflege
durchschnittlich ein Drittel weniger als in den Erziehungsanstalten.
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Die finanziellen Ergebnisse dieses Nerwaltungszweiges waren im
Einzelnen folgende: _________________

Tit.

I.
II.

III.

IV.
V.

I.
II.

Einnahme.

Bestand cm« dem Vorjahre .......

^7°^ 3t«2rb5nden „ Beschaffung der
«^m ntsmasügen ersten Ausstattung der Zog^e . . .

Erst^7 von Pflegetosten aus dem eigenen Bennogen der
Zöglinge ..........

Unvorhergesehene Einnahmen ......
Zuschuß aus Promnzialmittelu ...... - ' ^
' ^ Küinme der Einnahme . .

Ausgabe.

Nechnungsberichtigungen . . > ^ ' ',^'3^',,^
Kosten de« Unterhalts und der Erziehung :c der Z°gl,nge
^„«gemein und für »nuorhergesehene Ausgaben . . . .

Summe der Ausgabe

Die Einnahme betrug .
„ Ausgabe „
Mithin bleibt Bestand .

222 246 M. 51 Pf.
211^364 „ 1b „

10 682 M. 86 Pf.

Nach dem
Etat.

136 000

160

400! -
65

186 000
272 625 —

In
Wirklichkeit.

32 921 92
105 396 ! 43

756 42

88 171 , 74
222 246

271125
1500

272 625 —

242
209 706

1414

51

7?
52
86

211 364

Von dem etatsmäßigen Zufchuh .ä Tit. V ist zufolge Beschlussesdes Promnzial-
Uung «°m 7.,8. Juli 1885 von Seiten der Central-Kassenverwaltnng

der" M. 26 Pf. - zur Deckung des Defizits bei der Landarmen-Verwaltung
in gleicher Höhe wieder eingezogen worden.
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